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KOMMENTARE

Überfällig
MARTIN FERBER

Es sind, man kann es nicht anders
sagen, die völlig maßlosen Exzesse einer
gelangweilten Wohlstandsgeneration.
Um sich den Kick zu besorgen, den sie
offenbar brauchen, aber sonst nicht
finden, sich mit Adrenalin vollzupumpen,
den Rausch der Geschwindigkeit zu er-
leben und möglicherweise auch noch
bei Wetten Geld zu gewinnen, rasen
junge Männer vorwiegend nachts durch
Innenstädte oder übers Land und tragen
das Duell Hamilton contra Vettel auf
ihre Weise aus – in geschlossenen Ort-
schaften, wo Tempo 50 oder manchmal
sogar nur Tempo 30 gilt.

Dass die Raser bei diesen illegalen
Rennen ihr eigenes Leben und ihre
eigene Gesundheit aufs Spiel setzen, ist
ihre Sache, dass sie aber immer wieder,
wenn sie die Kontrolle über ihr Fahrzeug
verlieren, unbeteiligte Fußgänger oder
andere Verkehrsteilnehmer gefährden
und sogar töten oder schwer verletzen,
ist nicht hinnehmbar. Bislang allerdings

haben Gerichte bei Todesfällen extrem
unterschiedlich geurteilt – mal gab es für
die Raser eine Bewährungsstrafe, mal
hingegen lebenslänglich wegen Mordes.
Das eine sicher zu mild, das andere zu
hart.

Daher ist es überfällig, dass der Ge-
setzgeber einschreitet und die illegalen
Rennen zu dem erklärt, was sie tatsäch-
lich sind – eine Straftat, keine bloße Ord-
nungswidrigkeit wie falsch parken oder
die Vorfahrt missachten.

Die Aufnahme eines eigenen Straftat-
bestands in das Strafgesetzbuch und
die Androhung einer Haft von bis zu zwei
Jahren für Veranstalter und Teilnehmer
von illegalen Straßenrennen sowie bis zu
zehn Jahren bei einem Todesfall oder ei-
ner schweren Körperverletzung wiegen
schwer und schrecken ab. Wer es jetzt
immer noch nicht begriffen hat, dass das
kein harmloses Spiel ist, dem ist auch
nicht mehr zu helfen. Für Raser gibt es
kein Pardon.

Eine Machtdemonstration
FINN MAYER-KUCKUK

In der Hongkonger Innenstadt wachen
Polizisten über jede größere Straßen-
ecke. Jetzt wird sich der Sicherheitsauf-
wand zu einem Höhepunkt steigern,
der dem Personaleinsatz in Hamburg
zum G-20-Gipfel nur wenig nachsteht.
Denn Chinas Staatspräsident Xi Jinping
besucht die aufmüpfige Finanzmetro-
pole, um an einer Reihe von Feierlichkei-
ten teilzunehmen. Anlass ist der 20. Jah-
restag der Rückgabe der Stadt von
Großbritannien an
China. Hongkong
gehört als Son-
derverwaltungszo-
ne zum chinesi-
schen Staatsge-
biet, macht Xi jedoch wegen demokra-
tischer Umtriebe immer wieder Sorgen.
Vor gut zwei Jahren hatten protestieren-
de Studenten monatelang die Innen-
stadt lahmgelegt. Sie forderten eine all-
gemeine, gleiche Wahl des Verwaltungs-
chefs der Stadt. Seitdem war es zwar
politisch ruhiger, doch die jungen Leute
beharren darauf, die Demokratie in der
Stadt weiterzuentwickeln – statt sie zu-
rückzudrängen.

Präsident Xi wird gleichwohl bei sei-
nem Besuch klarmachen, wer hier das
Sagen hat. Er bringt feuerkräftige Unter-
stützung mit: Chinas Flugzeugträger „Li-
aoning“ befindet sich auf dem Weg nach
Hongkong, um dort patriotische Gefühle
zu wecken. Noch provozierender: Die
örtliche Garnison der Volksbefreiungs-
armee wird vor Xi eine Parade ihrer
Waffen abhalten. Ganz störungsfrei wird
diese Inspektion allerdings nicht ablau-

fen. Die Opposition hat bereits mit Pro-
testen begonnen und plant eine ganze
Reihe von großen Aktionen. Mitglieder
der Peking-kritischen Partei Demosisto
haben sich Anfang der Woche zunächst
über eine symbolträchtige goldene Or-
chideenstatue hergemacht. Die Skulptur
ziert den Platz, auf dem Xi am Samstag
sprechen wird. Die Jungpolitiker haben
die goldene Blüte mit einem schwarzen
Tuch verhüllt, bis herbeieilende Polizisten

sie wieder ab-
gedeckt haben.
Hier, auf dem
„Platz des Golde-
nen Orchideen-
baums“, hatten

China und Großbritannien im Juli 1997
die feierliche Übergabe der Stadt von
einem Staat an den anderen besiegelt.
Damals gab China das Versprechen,
„ein Land, zwei Systeme“ aufrecht zu
erhalten: zentralistischer Sozialismus
auf dem Festland, freie Märkte und
Demokratie in Hongkong. Kritiker sagen:
geblieben ist nur ein immer kälterer
Kapitalismus. Die Stadtverwaltung be-
findet sich im Zwiespalt. Machthaber Xi
soll von den demokratischen Protesten
möglichst nichts mitbekommen. Das
Hongkonger Grundgesetz garantiert je-
doch Versammlungs- und Demonstra-
tionsfreiheit. Die Stadt sei daher gespal-
ten: Die älteren Bürger und die Wirt-
schaftsvertreter plädierten dafür, Xi nicht
zu viel Ärger zu machen. Viele junge
Leute bestehen jedoch hartnäckig auf
einer Stärkung von Menschenrechten,
Demokratie und Meinungsfreiheit.

Xi Jinping
auf Hongkong-Tour

IM ZUGZWANG Karikatur: Tomicek

„Das ist kein Wahlkampfhaushalt“
Trotz Milliarden-Puffers: Schäuble warnt vor überzogenen Versprechen

Berlin (dpa). Wenige Tage vor dem Be-
schluss der Spitzen von CDU und CSU
über das Wahlprogramm der Union
hat Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble vor übertriebenen Verspre-
chen für Steuersenkungen gewarnt.
„Eine maßvolle und verlässliche Finanz-
politik werde keinen sehr viel größeren
Spielraum haben“ als die bisher von
ihm in Aussicht gestellten 15 Milliarden
Euro pro Jahr. Bei der Vor-
lage seiner Etatpläne in
Berlin verwies der CDU-
Politiker gestern darauf,
dass neben „maßvollen“
Korrekturen bei der Ein-
kommensteuer auch ein
Abbau des „Soli“ ab 2020
finanziert werden müsse –
sowie weitere Maßnahmen
wie eine Entlastung von
Familien oder eine Stär-
kung der Altersvorsorge.
Er habe immer gesagt, dass
mit den 15 Milliarden Euro
bei der Einkommensteuer-
Entlastung „nicht allzu
viel bewegt“ werden kön-
ne, bekräftigte Schäuble.

Die Spitzen von CDU und
CSU wollen ihr Wahlpro-
gramm am Montag be-
schließen. Die CSU und der
Wirtschaftsflügel fordern

stärkere Entlastungen. Die gute Haus-
haltslage des Bundes dank sprudelnder
Steuereinnahmen und niedriger Zinsen
eröffnet schon jetzt für die nächsten
Jahre einen gewissen Spielraum. Nach
Schäubles Finanzplan kann sich
die nächste Bundesregierung auf ein
Finanzpolster von 14,8 Milliarden Euro
zur Umsetzung von Wahlversprechen
stützen. Dieser finanzielle Spielraum

ergibt sich aber nicht für jedes Jahr,
sondern in den Jahren 2019 bis 2021 für
alle drei Jahre zusammen. „Das ist kein
Wahlkampfhaushalt, den wir vorlegen“,
betonte Schäuble. Das Geld kann trotz
steigender Ausgaben für Verteidigung,
humanitäre Hilfe, Sicherheit, Bildung,
Verkehr und Soziales zusätzlich für die
von Parteien versprochenen Steuer-
senkungen oder andere Maßnahmen ge-

nutzt werden.
Zum Start 2018 muss die

neue Regierung aber zu-
nächst eine Milliarden-
lücke schließen. Um die
„Schwarze Null“ zu halten,
muss die neue Regierung
ein Etatloch von 3,4 Milli-
arden Euro stopfen. Nach
der Bundestagswahl und
der Regierungsbildung
wird ein neuer Haushalt
aufgestellt – dann mit
Schwerpunkten der neuen
Bundesregierung. Die jet-
zigen Pläne bieten aber
eine Grundlage. Insgesamt
sollen die Ausgaben des
Bundes nach 329,1 Milliar-
den Euro in diesem Jahr
auf 337,5 Milliarden Euro
im Jahr 2018 klettern, bis
zum Jahr 2021 dann weiter
auf 356,8 Milliarden Euro.

DEUTLICHES PLUS: Der Haushaltsetat soll im nächsten Jahr 337,5 Milliarden
Euro umfassen. Das sind 2,6 Prozent mehr als aktuell. Foto: dpa

„Grobe Verstöße“
NSA-Ausschuss legte seinen Abschlussbericht vor

Berlin (dpa). Zum Abschluss seiner
jahrelangen Aufklärungsarbeit hat der
NSA-Untersuchungsausschuss eklatan-
te Mängel beim Bundesnachrichten-
dienst (BND) angeprangert. Überschat-
tet wurde die Übergabe des Abschluss-
berichts an Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert von Streit zwischen Ko-

alition und Opposition. Anders als die
Regierungsfraktionen werfen Linke und
Grüne auch dem Bundeskanzleramt als
Aufsichtsbehörde für den BND massive
Verfehlungen vor. Der Bundestagsaus-
schuss hatte mehr als dreieinhalb Jahre
die Datenspionage des US-Geheim-
dienstes NSA und des BND untersucht.

„Der Schwerpunkt
der Kritik, die man
an der Praxis des
Bundesnachrichten-
dienstes üben
muss, ist der Ein-
satz der Selekto-
ren“, sagte der
Ausschussvorsitzen-
de Patrick Sens-
burg (CDU) in Ber-
lin. Das sind Such-
begriffe wie Mail-
adressen, Telefon-
nummern oder IP-
Adressen. Der
BND durchsuchte
damit für die NSA
digitale Datenströ-
me, spähte aber
auch aus eigenem
Antrieb befreunde-
te Staaten sowie
Unternehmen aus.
„Da ist einiges
schief gelaufen“,
betonte Patrick
Sensburg.

DICKER WÄLZER: Der NSU-Ausschuss legte gestern in Berlin
seinen Bericht vor. Foto: dpa

Pekings
langer Schatten

Hongkong (AFP). Vor 20 Jahren
wurde Hongkong zur chinesischen
Sonderverwaltungszone. Für die
folgenden 50 Jahre garantierte Pe-
king 1997 der ehemaligen britischen
Kronkolonie einen Status, der den
Einwohnern Rechte und Freiheiten
gibt, von denen ihre Landsleute in
der Volksrepublik weit entfernt
sind. Entsprechend genau beobach-
tet Peking die politischen Umtriebe
in der Stadt.

Jetzt besucht Chinas Staatsprä-
sident Xi Jinping erstmals seit
seinem Amtsantritt Hongkong. Er
kommt in eine tief gespaltene und
verunsicherte Stadt. n Kommentar
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Maduro mobilisiert
die Streitkräfte

das Innenministerium sei beschossen
worden. Die Opposition rief zu weite-
ren Protesten gegen den Präsidenten
auf.

Der Helikopter habe zwei Granaten
über dem Gerichtsgebäude in der

Hauptstadt abgeworfen, sagte Maduro
in einer aus dem Präsidentenpalast
Miraflores übertragenen Rede. Eine
der Granaten sei nicht explodiert. Ver-
letzte habe es nicht gegeben. Zum
Zeitpunkt des Angriffs habe im Ge-
richtsgebäude ein Empfang stattge-
funden. Die Angreifer „hätten eine
Tragödie auslösen können“, sagte Ma-
duro.

Caracas (AFP). Die seit Monaten von
Gewalt geprägte Lage in Venezuela
droht weiter zu eskalieren. Staatschef
Nicolas Maduro warf seinen Gegnern
einen „terroristischen Angriff“ vor
und versetzte die Armee in Alarm-
bereitschaft.

Ein Polizeihubschrauber habe Gra-
naten auf das Gebäude des Obersten
Gerichts gefeuert, sagte Maduro. Auch

IS-Zelle
zerschlagen

Palma de Mallorca (dpa). Bei einem
europaweiten Schlag gegen eine Propa-
gandazelle radikaler Islamisten sind in
Spanien, Deutschland und Großbritan-
nien sechs Verdächtige festgenommen
worden. Die Gruppe sei international
verzweigt gewesen und habe nicht nur
den Dschihad verherrlichendes Video-
material hergestellt und verbreitet,
sondern auch versucht, neue Rekruten
für die Terrormiliz Islamischer Staat an-
zuwerben. Vier Männer seien in Palma
de Mallorca festgenommen worden.

Piraten gehen
nach Karlsruhe

Karlsruhe (WV). Die Piratenpartei hat
Verfassungsbeschwerde gegen das
kürzlich in Kraft getretene Videoüber-
wachungs-Verbesserungsgesetz einge-
reicht. Das Gesetz regelt die Über-
wachung von öffentlich zugänglichen,

großflächigen Anlagen wie Sportplät-
zen, Einkaufszentren oder Parkplätzen.

Unter anderem erkennen die Be-
schwerdeführer einen Eingriff in das
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung. Durch die im Gesetz formulierte
Definition, dass Videoüberwachung
wirksam sei, „um Leben und Freiheit zu
schützen“ sei dem Einsatz von Überwa-
chungskameras im öffentlichen Raum
fast keine Grenzen mehr gesetzt, be-
findet Spitzenkandidatin Anja Hirschel.
Das Gesetz schaffe falsche Fakten.

„Bundesdatenschutzgesetz
nicht verfassungskonform“

Der kleine Autogipfel
DIRK NEUBAUER

BMW und Audi haben kapiert, was
nötig ist: Sie haben viel in die Dieseltech-
nologie investiert und brauchen sie auch
noch eine ganze Weile, um die politi-
schen CO2-Ziele zu erreichen – denn es
dauert noch, bis Elektroautos eine viel
gefragte Alternative sind. Dass die
beiden Hersteller nun auf Drängen der
bayerischen Regierung die Hälfte ihrer in
Deutschland zugelassenen Euro-5-
Dieselfahrzeuge technisch nachrüsten
wollen, ist aber auch gut fürs Image.

In der Konsequenz müsste der Audi-
Mutterkonzern Volkswagen folgen,
ebenso der Autobauer Daimler. Denn der
ist nicht nur wie BMW und Audi ebenfalls
ein Premiumhersteller. Er hat außerdem
seinen Sitz in Stuttgart – wo bekanntlich
Fahrverbote für alte Diesel angekündigt

sind. Die Diesel-Debatte bleibt also
spannend.

Auch wenn Audi und BMW Vorreiter
sind, bleibt mehr als ein Haken: Die
Hersteller wollen bestimmen, welche
Fahrzeuge modernisiert werden – wer
nicht profitiert, wird verständlicherweise
meckern. Und dass das Ganze für die
Pkw-Eigentümer gratis abläuft, ist bis-
lang nur politisches Wunschdenken. Es
spricht Bände, dass die Konzernchefs
nach dem weiß-blauen Autogipfel nicht
mit Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse
Aigner vor die Presse treten wollten.

Immerhin kommt Bewegung in die
Debatte. Autofahrer, die im Vertrauen
auf Politik und Automobilindustrie einen
Diesel kauften, können wieder Hoffnung
schöpfen.
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nutzt werden.
Zum Start 2018 muss die

neue Regierung aber zu-
nächst eine Milliarden-
lücke schließen. Um die
„Schwarze Null“ zu halten,
muss die neue Regierung
ein Etatloch von 3,4 Milli-
arden Euro stopfen. Nach
der Bundestagswahl und
der Regierungsbildung
wird ein neuer Haushalt
aufgestellt – dann mit
Schwerpunkten der neuen
Bundesregierung. Die jet-
zigen Pläne bieten aber
eine Grundlage. Insgesamt
sollen die Ausgaben des
Bundes nach 329,1 Milliar-
den Euro in diesem Jahr
auf 337,5 Milliarden Euro
im Jahr 2018 klettern, bis
zum Jahr 2021 dann weiter
auf 356,8 Milliarden Euro.

DEUTLICHES PLUS: Der Haushaltsetat soll im nächsten Jahr 337,5 Milliarden
Euro umfassen. Das sind 2,6 Prozent mehr als aktuell. Foto: dpa

„Grobe Verstöße“
NSA-Ausschuss legte seinen Abschlussbericht vor

Berlin (dpa). Zum Abschluss seiner
jahrelangen Aufklärungsarbeit hat der
NSA-Untersuchungsausschuss eklatan-
te Mängel beim Bundesnachrichten-
dienst (BND) angeprangert. Überschat-
tet wurde die Übergabe des Abschluss-
berichts an Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert von Streit zwischen Ko-

alition und Opposition. Anders als die
Regierungsfraktionen werfen Linke und
Grüne auch dem Bundeskanzleramt als
Aufsichtsbehörde für den BND massive
Verfehlungen vor. Der Bundestagsaus-
schuss hatte mehr als dreieinhalb Jahre
die Datenspionage des US-Geheim-
dienstes NSA und des BND untersucht.

„Der Schwerpunkt
der Kritik, die man
an der Praxis des
Bundesnachrichten-
dienstes üben
muss, ist der Ein-
satz der Selekto-
ren“, sagte der
Ausschussvorsitzen-
de Patrick Sens-
burg (CDU) in Ber-
lin. Das sind Such-
begriffe wie Mail-
adressen, Telefon-
nummern oder IP-
Adressen. Der
BND durchsuchte
damit für die NSA
digitale Datenströ-
me, spähte aber
auch aus eigenem
Antrieb befreunde-
te Staaten sowie
Unternehmen aus.
„Da ist einiges
schief gelaufen“,
betonte Patrick
Sensburg.

DICKER WÄLZER: Der NSU-Ausschuss legte gestern in Berlin
seinen Bericht vor. Foto: dpa

Pekings
langer Schatten

Hongkong (AFP). Vor 20 Jahren
wurde Hongkong zur chinesischen
Sonderverwaltungszone. Für die
folgenden 50 Jahre garantierte Pe-
king 1997 der ehemaligen britischen
Kronkolonie einen Status, der den
Einwohnern Rechte und Freiheiten
gibt, von denen ihre Landsleute in
der Volksrepublik weit entfernt
sind. Entsprechend genau beobach-
tet Peking die politischen Umtriebe
in der Stadt.

Jetzt besucht Chinas Staatsprä-
sident Xi Jinping erstmals seit
seinem Amtsantritt Hongkong. Er
kommt in eine tief gespaltene und
verunsicherte Stadt. n Kommentar
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Maduro mobilisiert
die Streitkräfte

das Innenministerium sei beschossen
worden. Die Opposition rief zu weite-
ren Protesten gegen den Präsidenten
auf.

Der Helikopter habe zwei Granaten
über dem Gerichtsgebäude in der

Hauptstadt abgeworfen, sagte Maduro
in einer aus dem Präsidentenpalast
Miraflores übertragenen Rede. Eine
der Granaten sei nicht explodiert. Ver-
letzte habe es nicht gegeben. Zum
Zeitpunkt des Angriffs habe im Ge-
richtsgebäude ein Empfang stattge-
funden. Die Angreifer „hätten eine
Tragödie auslösen können“, sagte Ma-
duro.

Caracas (AFP). Die seit Monaten von
Gewalt geprägte Lage in Venezuela
droht weiter zu eskalieren. Staatschef
Nicolas Maduro warf seinen Gegnern
einen „terroristischen Angriff“ vor
und versetzte die Armee in Alarm-
bereitschaft.

Ein Polizeihubschrauber habe Gra-
naten auf das Gebäude des Obersten
Gerichts gefeuert, sagte Maduro. Auch

IS-Zelle
zerschlagen

Palma de Mallorca (dpa). Bei einem
europaweiten Schlag gegen eine Propa-
gandazelle radikaler Islamisten sind in
Spanien, Deutschland und Großbritan-
nien sechs Verdächtige festgenommen
worden. Die Gruppe sei international
verzweigt gewesen und habe nicht nur
den Dschihad verherrlichendes Video-
material hergestellt und verbreitet,
sondern auch versucht, neue Rekruten
für die Terrormiliz Islamischer Staat an-
zuwerben. Vier Männer seien in Palma
de Mallorca festgenommen worden.

Piraten gehen
nach Karlsruhe

Karlsruhe (WV). Die Piratenpartei hat
Verfassungsbeschwerde gegen das
kürzlich in Kraft getretene Videoüber-
wachungs-Verbesserungsgesetz einge-
reicht. Das Gesetz regelt die Über-
wachung von öffentlich zugänglichen,

großflächigen Anlagen wie Sportplät-
zen, Einkaufszentren oder Parkplätzen.

Unter anderem erkennen die Be-
schwerdeführer einen Eingriff in das
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung. Durch die im Gesetz formulierte
Definition, dass Videoüberwachung
wirksam sei, „um Leben und Freiheit zu
schützen“ sei dem Einsatz von Überwa-
chungskameras im öffentlichen Raum
fast keine Grenzen mehr gesetzt, be-
findet Spitzenkandidatin Anja Hirschel.
Das Gesetz schaffe falsche Fakten.

„Bundesdatenschutzgesetz
nicht verfassungskonform“

Der kleine Autogipfel
DIRK NEUBAUER

BMW und Audi haben kapiert, was
nötig ist: Sie haben viel in die Dieseltech-
nologie investiert und brauchen sie auch
noch eine ganze Weile, um die politi-
schen CO2-Ziele zu erreichen – denn es
dauert noch, bis Elektroautos eine viel
gefragte Alternative sind. Dass die
beiden Hersteller nun auf Drängen der
bayerischen Regierung die Hälfte ihrer in
Deutschland zugelassenen Euro-5-
Dieselfahrzeuge technisch nachrüsten
wollen, ist aber auch gut fürs Image.

In der Konsequenz müsste der Audi-
Mutterkonzern Volkswagen folgen,
ebenso der Autobauer Daimler. Denn der
ist nicht nur wie BMW und Audi ebenfalls
ein Premiumhersteller. Er hat außerdem
seinen Sitz in Stuttgart – wo bekanntlich
Fahrverbote für alte Diesel angekündigt

sind. Die Diesel-Debatte bleibt also
spannend.

Auch wenn Audi und BMW Vorreiter
sind, bleibt mehr als ein Haken: Die
Hersteller wollen bestimmen, welche
Fahrzeuge modernisiert werden – wer
nicht profitiert, wird verständlicherweise
meckern. Und dass das Ganze für die
Pkw-Eigentümer gratis abläuft, ist bis-
lang nur politisches Wunschdenken. Es
spricht Bände, dass die Konzernchefs
nach dem weiß-blauen Autogipfel nicht
mit Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse
Aigner vor die Presse treten wollten.

Immerhin kommt Bewegung in die
Debatte. Autofahrer, die im Vertrauen
auf Politik und Automobilindustrie einen
Diesel kauften, können wieder Hoffnung
schöpfen.
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